
Hierzu eine Beilage.

Die Nottcnlmrgistde.

Ein wütciidcs Geheut erschallt aus den Blätteiil
der giostindusttielleu Scharfmacher. Was ist ge-
scheheu? Diohl die kapitalistische Gesellichaflsorduung
in Tiiiliniier zu gehen oder hat die Regierung be-
schlosscil, den Achlsttliidenlag allgemein einzuftihre»?
Was für die Scharfmacher gleichbedeutend wäre.

O nein, so gräßliche Dinge kommen in dieser
Zeit ja nicht vor.

Ein ehemaliger Uuterstaatssckietär und nun-
mehriger Dozent an der „feudalen" Universität
Bonn, Herr von Rotlenburg, hat seinerzeit einen
Aufruf zu Gnlisle» der streikenden Bergarbeiter
mituntcrzeichuet. Ein Kapitalverbrechen, das eigent-
lich gar nicht gesühnt werden kaun. Der nioderne
Kapitalismus glaubt zivar nur an den einen Gott,
nämlich an den Gott Dtammon, aber er hält seine
Dogmen so streng anfrecht, lute einst die alte allein-
seligmachende Kirche. Diese verbrannte die „Ketzer",
welche auch nur die leisesten Ziveifel an den von
den Kirchcnversammlnngen ausgestellten Dognien zu
äußern wagten. Der Kapitalismus kann seine
Widersacher nicht mehr verbrennen, aber er kann
widerspenstige Arbeiter in Acht und Bann er-
klären nid sie dem Elend überliefern. Wenn
nun gar ein Universtlätsprofcssor an der Heilig-
keit der kapitalistischett Dogmen zu zweifeln
wagt! Das ist zwar mehr als Hochverrat gegen die
Staatsgewalt, aber leider enthält das Strafgesetz-
buch keine Bestimmung, die hier in Amvendnng
kommen könnte. Herr von Rotlenburg hat durch
Unterzeichnung eines Aufrufs seine Sympathie für
die Streikenden bekundet — das genügt, nm ihn
als einen Feind der kapitalistischen Weltordnung
erscheinen zu lassen. Darum fordern die Scharf-
macher niit wüstem Gebriill, daß die Regierung ein
Disziplinarverfahren gegen den Mann einleite. Die
Regierung hat sich von den Bergprotzen anschnanzen
lassen und nimmt nun ihre Revanche, indem sie sich
weigert, gegen Rottenburg vorzugehen. Sie fürchtet
das Hohngclächter des ganzen zivilisierten Europa,
wenn sie nun auch noch zu einem Disziplinar-
verfahren gegen Rotlenburg sich dräugen lassen tviirde.
Und so läßt sie das Geheul der Scharfmacherblätter
über sich ergehen.

Blau kann sich über diese „Standhaftigkeit" der
angeschnauzlcn Regierung nicht freuen, denn man
fühlt und weife nur zu gut, dafe da aus der Not
eine Tugend gcniacht wird. Anderseits kommt man
auch zu keinem erfreulichen Resultat, wenn man
sich den akademischen Helden näher ansiehl, dessen
Skalp das Jndianergeheul der Scharfinacher ver-
langt. Gewife, man kann cs als einen Erfolg der
ganzen sozialen Bewegung unserer Zeit betrachten,
wenn bei einem grofeen Kampfe zlvischen Arbeit und
Kapital das Rcchtsgesiihl des Volkes so stark und so
elementar zum Ausdruck kommt, daß auch „ivohl-
mcincnde" bürgerliche Elemente und einzelne „Ideo-
logen" ans den oberen Zehntausend mitgerissen werden.
Man darf das begrüßen, aber nicht überschätzen.
Denn die Aibciter haben schon vor vierzig Jahren es
ausgesprochen, dafe sie den Kamps für ihre Befreiung
selbst führen müssen. Diese Befreiung ist aber nur
durch den Klasseukampf zu erreichen und dieser richtet
sich gegen alle Klassen der biirgerlich-fendaleu Gesell-
schaft vom Junker und Großkapitalisteu in Handel
und Industrie bis zum kleinen Spießbürger.

Herr von Rotlenburg hat sich tu der „Naiioual-
zeitung" verteidigt — verteidigt, statt zum Angriff
gegen die denunzierenden und hetzenden Scharf-
macher vorzugehen. Da loben wir uns doch den
Professor Adolf Wagner, der, als seinerzeit „König
Stumm" die Professoren der Nationalökonomie
mit Schmähungen und Verdächtigungen anfiel, doch
den Mut hatte, dem Oberprotzen des Saargebiets
mit einem recht groben Sprichwort in Erinnerung
zu bringen, dafe er — Stumm nämlich — von
Nationalökonomie nichts verstehe. Auch „König
Stumm" hielt die leiseste Kritik an der kapitali-
stischeu Gesellschaft schon für eine frevle Lästerung
des Gottes Nlammon.

Herr von Rottenburg erklärt in bet „Natioual-
zeituug", die Frage, ob sich die Arbeiter des Kon-
traktbruchs schuldig gemacht hätten, sei noch nicht
spruchreif. Das heißt um den heifeen Brei hernm-
gehen und kommt nnS nicht sonderlich mutig vor.
„Rein wirtschaftlich" beurteilt, sagt er weiter, sei
der Ausstand schädlich gewesen, und sonach seien
die Arbeiter „nicht schnldfrei"! Welche gewundene
Art! Dann konstruiert Herr von Rottenburg eine
„moralische Verantwortlichkeit" für den Streik. Er
sagt, mit der Denunziation der Sozialdemokratie
fei gar nichts getan. Phrase! Denn gleich
„denunziert" er selbst und behauptet, die Sozial-
demokratie trage den einen Teil der Schuld au dem
Ausstande, den anderen aber die Kohlenbarone.
Wan bemerke, dafe er schon vorher den Arbeitern
eine Schuld zugefchoben hat. Dies iviederholt er
bann noch einmal und beschuldigt die Arbeiter, uu-
erfiiUbare Forderungen ausgestellt zu habe»; die
„größere Veranttvortlichkeit" fei ober bei den
Zechenbesitzern.

Atan glaubt den guten Mann förmlich schwitzen
zu sehen unter der drückenden Last der schwierigen
Aufgabe, die „Schuld" nach allen Seilen gleichmäßig
zu verteilen. Da wird noch cm Stückchen „Schuld"
»ngelegt, dort noch ein Stückchen „Schuld" abge-
strichen. Und einige Absätze weiter heißt es: „Durch
den Streik sind jedermann die Augen geöffnet
worden, daß starke Aibeilerorganisalioneii prophy¬

£ besser teilte einem Korreiponbenten bes „Dailp
Ehroniele" als einen der Gründe für den Mord-
anschlag gegen ben P o l i ze i ine r st e r Golo-
w t n mit, daß einen Monat vor dem Attentat 127
politisck-e Gefangene in dem (Gefängnis von Odesta
untergebracht waren. Unter diesen politischen Vor
dächtigen befanden sich fünf Mädchen, vier
Christinnen und eine Jüdin, im Alter von 18 bis
21 Jahren. Drei von ihnen hatten eine höhere
Schule durchgemacht. Diese jungen Mädclien seien,
ohne jedes Verhör, vollständig entkleidet
und in grausamer Weise gepeitscht worden.
Diese empörenbe Behandlung habe in Gegenwart
mehrerer Polizeiinsvektoren stattgefunden. Der Ge-
währsmann des „Daily Chronicle" glaubt, daß der
Attentäter Stillmann ein Bruder ber mißhandelten
Jüdin ist.

Das Krakauer Blatt „Naprzod" veröffentlicht das
authentische erste Todesurteil gegen den
G r o 6 f ü r ft e u Sergius. Der „Naprzod" erinnert
daran, daß für den 18. und 19. Dezember 1904 von
ber russischen sozialistisch-revolutionären Partei in Moskau
Demonstrationen angesagt waren, und da knrz vorher
bie Kosaken in Petersburg gegen bie Demonstranten
gewütet hatten, erliefe das Moskauer Komitee folgende
Knndmachitng, die das Todesurteil enthält. „Tas
Moskauer Komitee ber sozialistisch-revolutionären Partei
erachtet es für angemessen, kund zu machen: Falls sich
bei bet für den 18. und 19. Dezember angekündigte»
politischen Demonstration bie Gendarmen und Polizisten
ebenso tierisch benehmen werden, wie es in diesen Tagen
in Petersburg geschah, wird die ganze V.rantwortung
für diese Barbarei auf die Häupter des G neral-
gonverueurs Grofesürsten Sergius und des Polizei-
tneisters Trepow fallen und das Komitee wird vor der
Exekution des Todesurteils nii diesen beiden nicht zmück-
schreckeu."

Ueber die Polizei-Schandtaten in Lodz
berichtet die Proklamation des Lodzer Komitos des
„Bundes" folgende Einzelheiten: In einem Kaffeehause
luttrbeit 38 Arbeiter ohne Anlaß verhaftet. Im
Hofe der Wachstube Nr. 1 liefe man sie durch eine Reihe
von Kosaken, die auf sie in gräßlicher Weise einhieben,
Spießruten laufen. Doch das Schrecklichste erwartete sie
im Gebäude ber Wachstube selbst. Dort warfen sich auf
sie Polizisten {eben Ranges und verübten an ihnen un«
erhörte Gewaltakte. Die wehrlosen Arbeiter wurden auf
ben Kopf und ins Gesicht geschlagen, man warf sie zu
Boden und trat sie mit den Füßen; viele wurden furchtbar
verstüninielt: man ritz ihnen bie Ohren ob,
schlug ihnen bie Augen au8 unb rife ihnen
den Mund ein ... Daran hatten jedoch bie
volizeilichen Auswürflinge ueeb nicht genug. Noch zu
später Nachtstunde wurden die Verhärteten einzeln in ein
abgesondertes Zimmer gebracht, wo sich einige Polizisten,
Kosaken und der Polizetax^ o^anden. — „ObneweuerS!
Haut, soviel dreingehtl" kommandierte der Arzt, indem
er jeden neueimretenben Arbeiter blofe in die Augen
blickte. Unb auf den Unglücklichen warfen sich bie Büttel,
rissen ihm bie Kleider vom Leibe unb hieben mit
den Peitschen so lange ein, bis er das Bewußt-
sein verlor. — „Als man mir die Kleider vorn Leide zu
reißen begann," erzählte einer ber Verhafteten, „setzte ich
mich mit' aller Kraft zur Wehre. Man warf mich zu
Boben und die Züchtigung nahm ihren Anfang. Im
Beginn zählte ich die Hiebe unb hörte das Züchen der
Peitsche. Ich war bloß im stände, sechsundzwanzig
Hiebe zu zählen; im Kop'e begann es mir 'urchtdar zu
brausen und ich hörte und fühlte weiter nichts . .
Nun kann ich weder liegen noch mich nmwenden; ich bin
voller Wunden. So hat man die menschliche Ehre unb
Würbe mit Füßen getreten. Unb weshalb? . . .“

Die furchtbare Erbitterung ber Proletarier ist banach
begreiflich. Ohne bett Propheten spielen zu wolle», kann
man sagen, daß Racheakte erfolgen werben. In
Warschau, wo die Schergen des Zaren ebenfalls in
Bestialitäten schwelgten unb wo sie bei ber Bourgeoisie
Beifall und Unterstützung faitben, beginnt bereits die
Gegenaktion. Am Dienstag wurde ber Leberhändler
Zwiebel in seinem Hause von jüdischen Arbeitern getötet.
Auf den Direktor der Spitzenfabrik Koerner wurde, als
er von einer Besprechung mit den Arbeitern zurückkehrte,
ein Motdversnch gemacht, der jedoch mißlang.

Gegenwärtig sind dieAusstände d e r E i s e n -
bahn er bie nächste Gefahr für die russische „Ordnung".
Von MoL kau aus verbreiten sich bie Eyenbahnerstreiks
»ach anderen Bezirken des ungeheuren Reiches. Die
Angestellten ber M o S ka u»K i e w - Woronesch-
Eisenbahn fitib am Montag in ben Ausstand ge-
treten. Es gehen daher auf dieser Bahn von Moskau
keine Züge; auch bie Einnahme unb Auslieferung von
Gütern und Gepäck ist eingestellt. — Der ZugW a rs ch au-
Wien, der regelmäßig um 121 Uhr Mittags ab-
geht, ist heute nicht abgrgangen. Es wird ber a 11 g c=
m eine AuS st and sämtlicher Eisenbahner
erwartet. — Aus Kaluga wirb telegraphiert:
Tie auf ber Vriansker Linie ber Bahn Moskau-Kiew
unb Woronesch Angestellten sind ausständig; es ver-
kehr e it f c i it e 3 ü g e. — Vom 21. Februar wtrd ans
Warschau gemclbet: Infolge ber Einstellung beS
PetroleuintranSportes durch bie Südwe st bahnen
leiben fast alle Stationen Polens unter Petroleummangel.
Di: Vorräte sinb fast erschöpft; die Preise sind bedeutend
gestiegen. — AnS Rostow meldet ein Telegramm: Ein
teilweiser Ausstand der Arbeiter der W l a d t k a w k a S -
bahn hat begonnen. — Nach einer amtliche» Meldung
au? SoSiiowice ist der dort um 9 Uhr früh eingetroffene
prenßischeGüterzug von bei» russische» Eisenbahn-
personal nicht zum 28eiterbeförbem angenommen worben.—

Dem „Oberschlesischen Wanderer" zufolge sind zwischen
S o S n o w i c e und Dombrowka die Schienen
d e r H a n p t st r e ck e a u f g e r i s s c» ; ein Güterzug
ist htfolgebeffen entgleist und von ben AuSstSnbigen ge-
plündert worden. _ , , „

In Charkow sind heule infolge beS SetzerauS-
fianbeS keine Zeitungen erschienen.

I» Warschau sind bie Poltzetbeamte» auf An-
ordnung des PolizeichefS mit Browningrevolvern be-
waffnet. Die Beamten derVersicherungS-
g e s e l l s ch a f t R o ß i a sind ausständig.

AuS S u ch u m k a l c (Gouvernement KutaiS) wird
vom 21. Februar depeschiert: Hier ist ein General-
a u s st a n b anSgebrochen. Infolge der Drohungen ber
Agitatoren find die Geschäfte geschloffen, sowohl Fuhr-
leute wie BootSsührer fehlen. Es gibt weder Brot
noch Fleisch noch sonstige »ferneren zu
kaufen. Heute Abend wurden unter militärischem Schutze
zwei Fleischbuben geöffnet. Aus den Straßen besindet
sich eine Menge Arbeitsloser. Ueberaa sieht man Militär,
viele Einwohner ber Stadt hungern. Die Führer der
Arbeiter versprechen baldigste Beilegung de- AnSstandeS.

Die U n r u h e n i n B a t u dauern fort. Die gegen-
seitige Erbitterung steigert sich bis zum äußersten. Leute
auf ben Straßen fallen übereinander her, viele wurden
getötet oder verwundet. In einzelnen Stabteilen wird
geplündert. In einem Siadteile stehen bie Häuser in
Flammen. Die Lage ber friedlichen Einwohner ist
schrecklich ES herrscht eine allgemeine Panik.
Auch in Balakhaiiakh sind Unruhen auSgebrochen. Die
in Baku stehenden Truppen sind offensichtlich unzureichend,
um die Ordnung wiederherzustellen.

Von der Weltbühne

Konservativer Wahlterrorisnins im Wahlkreise
Labia u-Wehlau führte die Wahlvrüiuiigskommission
deS Reichstages dazu, bie Wahl bes im genannten Kreise
als Sieger proklamierten koiiservaiiven Herrn v. Massow
zunächst zu b e a n ft a n b c n. Bei der Hanptwahl hatte
v. Maffow 7127 gegen 5066 sozialdemokratische und
2021 freisinnige Stimmen erhalten. Er war also mit
nur 13 Summen über bie absolute Mehrheil gewählt
worden. Gegen die Wahl lag ein Protest von sozial-
demokratischer Seite vor, der ungesetzliche W a b I •
Handlungen rügte. Die Wahlurnen waren in
mehreren Orten auf eine Kontrolle ^gearbeitet, bie bas
Wahlergebnis durchbrach, «rbeiterentlaffungen unb andere
Maßregelungen sanden statt. Andernorts wurden Wählern
im Wahllokal Kuverts in die Hand gegeben, in denen
bereits ein konservativer Stimmzettel steckte. Dies unb
einige weitere Verstöße veranlaßten die Kommission zur
Beanstandung der Wahl, sowie zu dem Anträge, Er-
hebungen über für erheblich befundene Protestbehauptungen
vornehmen zu lasten.

Ueber die Beschaffenheit ber Wahlurnen sagt u. a.
ber Protest: „Im Wahllokal zu Rndflorlanken war ein
von Brettern zusammengenagelter Kasten als Wahlurne
ausgestellt. Der Kasten war iiursogroß, baß in
ber Sänge unb Breite nur ein Umschlag
Platz hatte. Oben im Decket war ein schräger
Schlitz so eingerichtet, baß immer ein Umschlag
auf den anderen fallen mußte. Der Kuvert-
verteiler notierte der Reihe nach jeden

eines altgemeinenMarimatarbeitStageS
noch entgegen; dort besteht noch eine lange Arbeits-
zeit, bis zu 12 Stunden, unb inan muß erst versuchen,
dort auf 10 unb 9 Stunden Rrbeiiszeit herab,zngeheu.
Ich nehme an, daß int Landtage Schwierigkeiten bei
dieser Frage nicht entstehen und daß die Bergarbeiter an
der Ruhr sich bei dieser Regelung ber Schichidauer be-
ruhigen können. Bei den Fragen des Verbots des
W a g e n n u l l e n S, ber anderen Strafbestimmungen
und der Beseitigung der U ebersch ich ten
verwies ber Redner auf das Statut bei den fiskalischen
Gruben im Saarrevier als Muster unb bemerkte dabei:
Man hat es im Reichstag so hmgestellt, daß das Wagen-
nullen bie beste Ari Bestrafung d^s BergarbetterS dafür sei,
daß er »ich! reine Kohle geliefert habe. Ich freue mich, daß
man von diesem Standpunkt abgekommen ist. Jchnebinean,
daß in der Novelle b a 6 Wagen nullen verboten
wirb, wie es in Oesterreich verboten ist, unb daß nur
Strafen nach entsprechenden Bestimmungen der Geiverbe-
Olduniig verhängt werden. Auch für die anderen
Strafbestimmungen wird der Minister zweifellos
die Bergordnung an der Saar verwenden, wo die Strafen
im Monat höchsten- 6 Mark betragen dürfen. Aller-
dings liegen bie Verhältnisse an bet Saar anders als
an ber Ruhr, unb ich kann deshalb nichi sagen, ob die-
selbe Grenze hier Platz greifen wird. An ber Saar be-
steht auch eine Strafe, bie sehr hart ist; bort können die
Leine als Strafe die Abkehr bis zu 14 Tagen erhalten.
Oesterreich hat die Forderuiigen auf Beseitigung der
Ueberschichten und auf Verbat des WagennulleuS ernillt,
unb die österreichischen Zechen besitzet haben keinen schaden
dadurch erlitten. Seit 1894, sei ident die neue Berg-
ordnung erlassen ist, ist dort der Bergbau im Aufschwung
begriffen. Deshalb werden wir auch int preußischen
Landtage ben Wünschen bet Arbeiter Rechnung tragen
Kimen. . ,

Zn bezug auf die Anstellung von @ruben«
Kontrolleuren meinte Spahn, c6 sei zweifelhaft,
ob bie geheime Wahl der Kontrolleure durch die Beleg-
schaften vom Minister Möller in die neue Berggesetz-
novelle ausgenommen werden würde. Spahn nimmt an,
daß mit erreicht wird, waS in ben staatlichen Gruben an
der Saat schon besteht. Dort werben Grubenkontrolleiwe
angestellt und ausgewählt au8 bet älteren Belegschaft,
und zwar durch den Staat. Diese GtnbenkonlroÜente
au der Saar hätten sich verhältnismäßig schlecht bewährt,
insofern als sic mettig Mißstände ermittelt und zur An-
zeige gebracht haben. De» geringen Erfolg schrieb Spahn
dem gegangenen Bergdirektor Hilger zu und er sprach
die Hoffnung auS, daß »ach deffen Abgang die Gruden-
koutrolle durch Arbeiter beffere Resultate zeitige» werde.

In den AnSlaffnngen Spahns haben wir iS
zweifellos mit einer Mischung von dem, waS ber Redner
übet bie Absichten ber Regierung erfahren bat, und
eigenen Wünschen desselben zu tun. Bezeichnend ist für
ihn unb das Zentrum die Bekehrung vom allgemeinen
zum sanitären MazimalarbeitStag. Wenn irgendwo,
so ist im Bergbau auS sanitären Gründen der
allgemeine Maxitnalarbeitstag eine absolute Not-
wendigkeit. Die Bergarbeit ist an sich so ungesund, daß
eine gesetzliche Beschränkung ber Arbeitszeit schon allem
dadurch gerechtfertigt wird. Dem würde nicht entgegen«
stehen, sondern als Ergänzung hinzutreten minien
eine weitere Verkürzung in Gruben bezw.

Wähler. Bei der NuSzähliiug wurde bann ber
Kasten umgekippt unb da« zuerst abgegebene
Kuvert geöffnet. Auf bet vorhin geführten Liste der
Wähler würbe bann neben bem 91 amen ber ge-
wählte Kandibat beigeschtieben. Auf diese
Weife wußte daS Wahlkomitee, unb wer es sonst roiffeu
wollte, nach Beendigung ber Wahl ganz genau, welchen«einen Fingerzeig.

Ans dem Reichstage. Berlin, 21. Februar.
Wie wir am Sonnabend >chou voraussagten, so ist eS
heute gekommen: Die nationalliberale Obstriiktion hat
mit der heutigen Annahme des Antrages auf kommissa-
riiche Beratung des Toleraiizantrages mit 151 gegen
113 Stimmen ihr jämmerliches Ende gefunbcii.

Die heute auf ber Tagesordnung stehenden Initiativ-
anträge — der sozialdemokratische Entwurf eines Gesetzes,
betr. die Errichtung eines Re i ch s a r b e i ts a m t s,
von Arbeitsämtern, Arbeitskammern und
E i it i g u n g ä ä in t e t n , in Verbindung mit einem
nationnlliberalcn unb einem polnischen, die gleiche Materie
betreffenden Antrag, sind alte Bekannte. Zum ersten
Male wurde im Jahre 1884 85 von ber damaligen sozial-
demokratischen Fraktion ein Antrag eingebracht, bet bie
Schaffung eines Rcichsarbeitsaintes re. forberte, und
dieser Anttag wurde später wiederholt eingebracht und
diskutiert. Seit 1893 bat bas Zentrum ebenfalls in ber
gleichen Richtung Anträge gestellt und nun haben auch
die Nationallibetaleu unb bie Polen es für notwendig
erachtet, nicht direkt in, aber doch »eben die sozialdemo-
kratische Kerbe zu hauen. Anscheinend gleich ober doch
ähnlich, gehen die Forderungen doch weit auseinander,
je nach dem Parteistandpiinkt, den die verschiebenen Att-
tragüeQcr entnehme».

Vo» feite» der sozialdemokralifche» Fraktion hatte
Genosse Thiele die Begründung des Antrages über-
iiommen. Er wies »ach, welcher Unterschied zwischen dem
sozialdemokratischen Anträge und dem ber National-
liberalen sei, die dein Neichsarbeitsamte nur die Be'ug-
niffe einer statistischen Kommission zngewiesen wissen
wollen, wohingegen der sozialdemokratische dem Reichs-
arbeitsainte den Erlaß von Vorschriften ztim Schutze für
Gesundheit unb Lede» in Arbeitsbetrieben aller Art,
Anweisungen K. für bie Arbeitsämter unb Kontrolle
derselben, sowie Anordnntig unb Organisation von Er-
hebungen unb Ermittlungen über Lohn - unb Arbeits-
bedingungen, Lebeiisverhältnisse der Arbeiter, kurz eine
weitgehende und tief in alle Arbeitsverhältnisse ein«
greifende Tätigkeit überwiesen wissen will. Thiele streifte
das eigentümliche Verhalten des Zentrums bei den
früheren Verhandlungen dieser Aiilräge und sprach die
Erwartung aus, dafe eS diesmal im Interesse der katholi-
schen Arbeiter unserem Anträge ziistunmen werde.

Tarin hatte sich Genosse Thiele jedoch getäuscht,
denn Trimborn sowohl wie Erzberger erklärten,
nachdem sie sich über feinen, wie sie meinten, unmotivierten
Angriff bitter beschwert, daß sie für unsern Antrag erstens
aus formalen Gründen nicht stimmen und zweiienS nicht,
weil die Regierung für die nächste Session die Einbriiiguiig
einer die Errichtung eines Reichsarbcitsamtes betreffenden
Vorlage in Aussicht gestellt und bie kommissarische Be-
ratung deS Antrages eine Kraft- unb Zetwerschioenbuitgwäre.

Der Nationalliberale Patzig will von einer solchen
Einrichtung, wie sie der sozmldeniokratische Antrag fordert,
absolut nichts wiffen; ebensowenig ber Potsdamer
JnnungSmeister Pauli. DaS wäre auch noch schöner,
wenn ben Arbeitern Rechte riiigeräiimt werben sollten,
die sie mit InnungSttauterii und Fabrikanten in einer
Körperschaft, wie bas von unserer Fraktion gcforbcrie
ReichSarbeitsamt unb bie Arbeitsämter:c., auf gleiche
Stufe stellen würbe. Da wäre boch bet sozialdemokratische
Znkiinftsstaat in so gefahrdrohende Nähe gerückt, daß
das Ende des Klaffenstaales halb gekommen fein bürste,
wie Patzig samt Pauli zu befürchten scheinen. Die Polen
sinb weniger ängstlicher Natiir und ihr Redner, der Abg.
KulerSki, trat lebhaft für ihren Antrag ein, der in
seinen Grundzügen dein sozialdemokratischen wohl nahe
kommt, aber durchaus nicht weit genug geht.

Dem Abg. Dr. M u g d a n von der Freisinnigen
Volkspartei ist bie sozialdemokratische Forderung eines
Arbeitsamts nicht „radikal" genug; cS wäre ihm lieber,
wenn wir gleich beu Hirsch-Dunckcrschen Gewerkvereinen
eine Arbeiterkammer und Arbeiterämter forderten, wohin-
gegen Naab sich im Namen seiner Freunde für unseren
Antrag erklärte. Auch P a ch n i ck e von der Freisinnigen
Vereiiiigung steht unserem Anträge nicht unsympathisch
gegenüber, gibt aber angeblich aus praktischen Gründen
dem polnischen Anträge den Vorzug; er beantragte,
diesen dem Reichskanzler als Material zu überweisen.

Im Schlußwort zu unserem Anträge schilderte Ge-
nosse Bebel in wirksamer Weise bie in unserem An-
träge geforderten Organisationen und die ihnen znge-
bachten Befugtiiffe und zerstreute verschiedene Einwände,
die dagegen erhoben worden sind. Er wies daraus hin,
daß bie Sortierung ber Arbeitskammern anstatt
der Arbeiterkammeru au3 dein Grunde erhoben sei, weil
die letzteren zu völliger Bedentungslosigkett herunter-
gedrückt werben tonnten. Die vorgeschlagenen Organi-
sationen würden freilid) nicht im Interesse irgend einer
politischen Partei z» wirke» im stände sein, aber die
Hauptsache sei, daß sie erst einmal ins Leben gerufen
würden, damit die Millionen von Arbeitern eine Ver-
tretung bekommen, wie sie de» verschiebenen Berufen unb
Klaffen längst eingeräumt sind.

Damit war bie erste Lesung unseres Antrages be-
enbet, eine Abstimmung konnte heute nicht darüber statt«
finden. Dahingegen wurde über den Antrag Pachnicke,
ben polnische» Antrag als Resolution als Material zur
Gesetzgebung zu überweisen, angenommen.

stanbibaten jeder einzelne Wähler gewählt halte. Auch
hat ber Wahlvorsteher sich vor der Wahi geäußert:
„Diesmal, mit den Kuverts, wissen wir ganz genau
waS jeder gewählt bat."

Aehuliche Wahlmogeleieti, besonders in ostelbischett
Wahlkreisen, wurden gleich nach Vollzug der Wahlen
im Sommer 19o3 mehnach berichtet. Hoffentlich nimmt
die Wahlprüsiiitgskommijsion auS diesem Falle Anlaß,
auf bestimmte Vorschriften über die Beschaffenheit ber
„Wahlurnen" zu bringen, welche eine solche Kontrolle
unmöglich machen. Geschieht das nicht, so müssen wir
befürchten, daß die bessere Sicheriing des Wahlgeheint-
niffes, bie durch Eiuführnng der Isolierzelle und deS
StiminzettelkuverlS erreicht werden sollte, in ihr Gegen-
teil tausch lägt.

Die Frcifahrlarten für Militiirurlattber be-
treffend, richtete am DieiiStag bei Beratung des Elen-
der Neichseisenbadnen in bet Budgetkommission des Reichs-
tags der Abg. Rtüller-Saga» an den Minister eine An-
frage, wie es mit der Ausführung der b^ziiaiiche» ReichS-
lagsresolutioit stehen. Mtiiister Budde erklärte zunächst,
daß sich die Kosten dafür schätziingSweise auf etwa
24 Millionen Maik jährlich stellen mürben, berichtigte
sich aber später selbst dahin, daß nach den Angaben des
Kriegsministers vom Jahre 1901 bei Anuahine je einer
Urlaubsreise ber Soldaten sich bet jährliche Bedarf für
Freifahrten aus nur JI. 1 250 000 stellen würde.

Zum Lchmiergelderuiiwesen hat die Freisinnige
Volkspartei zur zweiten Lesung des Etats deS Reichs-
amts des Innern eine Resolution Müller-
iDiciningen eingebracht, die den Reichskanzler ersucht, eine
eingehende Untersuchung zu bcranftalteu über
das Bestehen unb ben Umfang ber Mißstände, welche
durch die Bestechung von Angestellten durch
Lieferanten zu Ungunften der Arbeitgeber im ge-
werblichen Leben herbeigesührt werden unb bei bet Vor-
nahme dieser Enquete in erster Linie bie Angestellten
selbst und ihre Vertretungen gutachtlich zu vernehmen.

lieber den Inhalt der noch anöstehenden
Berggcsetznovelle, welche den A t b e i t e t j ch u tz in
den Gruben regeln soll, sprach sich am Sonntag in einer
Versammlung in Bochu in der Zentrumsabgeordnete
Dr. Spahn in ausführlicher Weise aus. Leider ist
nicht ersichtlich, wie weit SpabuS Auslassungen sich stützen
ans Jusoruiatiouen darüber, was bie Regierung in der
Novelle bringen wird, resp, wie weit sie mir Ausdruck
von Zentrnmswünichen sind. Wir entnehmen einem
Bericht der „Köln. Ztg." übet bie Rede folgendes. Spahnerklärte u. a.:

Die Novelle wird eine Bestimmung über ben A r -
beite lo fett nicht bringen. Aber übet die ArbettS-
dauer wird in der Novelle eine Bestimmung kommen.
Die Novelle wird vom 1. Oktober ab eine bjstündige
Schicht bringen, unb diese Arbeitszeit wird vom
1. Avril 1907 ober 19o8 auf eine 8 ft ü n b i g e Schicht
einjch ließlich Ein- unb Ausfahrt berabgehen.. Nun
wird in der neuen Vorlage diese vorläufige Ljstnudige
und bann die 8itünbige Schicht nicht gedacht als Vor-
ichrist für alle Gruden, sondern als sanitärer
Arbeitstag, der Anwendnng findet bei allen Gruben
mit Teinperatur bis zu 22 Grad Celsius. Bei Gruben
mit mehr als 22 Grad Temperatur wird eine Ein-
schränkung eiitsetzen können, unb meine Freunde beab-
sichtigen, bei 26 Grad die Arbeit auf sechs Stunden
herabznsetzen. Ich habe im Reichstag bie Bemerkung
gemacht, daß ich es nicht für richtig halte, daß ber sanitäre
Arbeitstag eingeführt werde; richtiger fei es, dafe eine
gesetzliche Regelung im Sinne deS allgemeinen
Maximalarbeitstages geschehe. IchbitiZweifler
an dieser Ansicht geworden. Auch stehen die Ver-
hältnisse in Oberschlesten der Einführung

Arbeitsorten mit übergroßer Temperatur.
«Iber Spahn gibt für ben Grund seiner i>lü(ffirt)en

Bekehrung zum „sanitären" MaxfiualaedeitStag lewn
i einen Fingerzeig. Oder sch teste» soll vor de«
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